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Beispiel: Aktuelle Entwicklungen im betrieblichen Umweltrecht und beim Umweltgesetzbuch – 
Anmerkungen zur Kooperation zwischen betrieblichem Arbeitsschutz und betrieblichem Umweltschutz
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1. Einleitung

1.1 Gegenstand, Hintergrund, Ziele, Inhalte, Hypothesen 
[kann ggfl. in Gliederungspunkte aufgeteilt werden]

1.2 Methodisches Vorgehen

1.3 Stand der wissenschaftlichen Diskussion

2. Der Ausgangspunkt: Ein expertenbezogenes Gebot zur Zusammenarbeit
Das „Gesetz zur Bestellung von Betriebsärzten, Sicherheitsingenieuren und anderen Fachkräften für Arbeitssicherheit“ (kurz – und für den unbedarften Betrachter irreführend – als „Arbeitssicherheitsgesetz – ASiG“ abgekürzt) beinhaltet seit 1996 das Gebot, dass die Betriebsärzte und die Fachkräfte für Arbeitssicherheit bei der Erfüllung ihrer Aufgaben mit den anderen im Betrieb für Angelegenheiten der technischen Sicherheit, des Gesundheits- und des Umweltschutzes beauftragten Personen zusammenarbeiten (§ 10 Satz 3 ASiG).
Hinzuweisen ist auch auf die 2001 erfolgte Ergänzung des Betriebsverfassungsgesetzes, die den betrieblichen Umweltschutz zur Aufgabe des Betriebsrates und zu einem Feld der Beteiligung macht (allerdings ohne die Thematik in den Katalog der Mitbestimmungsrechte nach § 87 BetrVG aufgenommen zu haben); das Personalvertretungsrecht ist hieran bislang nicht angepasst worden.

Prinzipiell wird damit ein Zusammenarbeiten von Arbeitsschutz und Umweltschutz auf betriebliche Ebene als notwendig unterstellt und zu einem expertenbezogenem Kooperationsgebot sowie einer betriebsverfassungsrechtlichen Beteiligungspflicht ausgeformt. Hinsichtlich der Forderung in § 10 Satz 3 ASiG ist einschränkend zu bemerken, dass dieses Gebot grundsätzlich nur dann greift, wenn entsprechende, beauftragte Personen für den Umweltschutz bestellt sind, was nach dem gegenwärtigen Stand nur bei Betrieben bzw. Anlagen erforderlich ist, von denen erhöhte Umweltrisiken ausgehen (vgl. z.B. Anlage I zur 5. BImSchV, die zur Bestellung von Immissionsschutzbeauftragten bestimmte genehmigungsbedürftige Anlagen aufführt). Diese Einschränkung besteht hinsichtlich der Beteiligung des Betriebsrates beim betrieblichen Umweltschutz nicht. Insoweit wird im Folgenden auch auf eine Kooperation zwischen betrieblichem Arbeits- und Umweltschutz eingegangen, die nicht ausschließlich auf das Gebot des § 10 Satz 3 ASiG zurückzuführen.
…………………………………………
3. Felder der Zusammenarbeit

Die konkreten Felder für eine Zusammenarbeit der beauftragten Personen werden in § 10 Satz 3 ASiG nicht näher benannt. Allerdings wird dort ein Bezug hergestellt zu den Aufgaben des Betriebsarztes bzw. der Fachkraft für Arbeitssicherheit. Im Fokus dieser, im ASiG nicht abschließend aufgeführten Aufgaben, sind daher die möglichen Felder einer Kooperation zu suchen. 
§ 6
Aufgaben der Fachkräfte für Arbeitssicherheit  

· Unterstützung des Arbeitgebers in allen Fragen der Arbeitssicherheit einschließlich der menschengerechten Gestaltung der Arbeit,
· Beratung insbesondere bei Arbeitsstättengestaltung, Betriebsmittel- und Arbeitsstoffsicherheit, Einsatz von PSA, Ergonomie, Beurteilung der Arbeitsbedingungen,
· Sicherheitstechnische Überprüfungen,
· Beobachtung der Durchführung des Arbeitsschutzes (Begehung der Arbeitsstätten, PSA-Benutzung, Unfallanalysen), 
· Motivation und Information der Beschäftigten

HELMS geht davon aus, dass „die Aufgaben aus dem Arbeitsschutz- und dem Umweltschutzrecht (organisatorisch) gleichzusetzen (sind) und dass es fachlich ein Miteinander geben sollte“
. 
In der betrieblichen Realität ist aber zu beobachten, dass dieses Kooperationsgebot nicht zwingend zum Tagesgeschäft der Fachkraft für Arbeitssicherheit, geschweige denn zu dem des Betriebsarztes gehört. Kooperation in diesen Bereichen ist auch keine abstrakt beantwortbare Fragestellung, sondern eine der konkreten Arbeitssystemgestaltung, der zur ihrer sicherheits-, gesundheits- sowie umweltgerechten Gestaltung erforderlichen Qualifikationsanforderungen, der personellen Ressourcen und Kompetenzen sowie der gelebten Unternehmenskultur
. 

Zwar kann eine betriebliche Nachfrage nach Fachkräften für Arbeitssicherheit, die zugleich Beauftragtenfunktionen im Bereich des betrieblichen Umweltschutzes wahrnehmen, beobachtet werden. Weiterhin werden Stabsfunktionen in größeren Betrieben aufbauorganisatorisch zusammengeführt. Schließlich bieten überbetriebliche Dienste sicherheitstechnische und umwelttechnische Leistungen aus einer Hand an. Dies bedeutet aber noch nicht, dass es sich hierbei stets auch um ein fachliches, d.h. aufgabenbezogenen Miteinander im Sinne eines kooperativen oder gar integrativen Ansatzes handelt, sondern dass es sich schlicht um unterschiedliche Aufgaben- bzw. Geschäftsfelder handeln kann, die im Sinne betrieblicher Rationalisierung bzw. Umsatz-/Gewinnerwartungen zusammengeführt werden.
Es gibt zudem im Umweltrecht keine dem Kooperationsgebot nach § 10 Satz 3 ASiG entsprechende Regelung für die betrieblichen Umweltbeauftragten, die in Betrieben mit größeren Umweltrisiken bestellt werden müssen (vgl. z.B. §§ 53ff. BImSchG i.V. mit der 5. BImSchV). Über die Fachkundenanforderungen in der 5. BImSchV können Kooperationsanforderungen mit dem betrieblichen Arbeitsschutzakteuren nur indirekt abgeleitet werden. Im gesetzten Recht schlägt sich eine organisations- und aufgabenbezogene Kooperation also relativ einseitig nieder, bzw. diese muss bislang in die Aufgaben der Umweltbeauftragten hineininterpretiert werden.
Aufgaben der Immissionsschutzbeauftragten (§ 54 BImSchG)

1. Hinwirken auf betrieblichen Umweltschutz (Verfahren, Erzeugnisse)

2. Begutachtung betrieblicher Maßnahmen

3. Kontrolle der Einhaltung der Umweltschutzbestimmungen

4. Information und Motivation zum betrieblichen Umweltschutz

5. Berichtspflichten

Der Referentenentwurf für eine neue Umweltbeauftragten-Verordnung vom 16.11.2007 sieht in § 9 Abs. 3 vor, dass der Umweltbeauftragte auch berechtigt und verpflichtet ist,

1. auf die Verbesserung der Sicherheit von Anlagen hinzuwirken,

2. dem Verpflichteten unverzüglich ihm bekannt gewordene Störungen des bestimmungsgemäßen Betriebs mitzuteilen, die zu Gefahren für Mensch oder Umwelt führen können,

3. Mängel, die den vorbeugenden und abwehrenden Brandschutz sowie die technische Hilfeleistung betreffen, unverzüglich dem Verpflichteten zu melden.

Die Begründung des Referentenentwurfs beschreibt dies als besondere Beratungspflicht für den Bereich Anlagensicherheit im Hinblick auf mögliche Störfälle. Die Umweltbeauftragten-Verordnung soll darüber hinaus die bislang verstreuten Regelungen zu den für den betrieblichen Umweltschutz beauftragten Personen bündeln. Einbezogen sind hierbei die beauftragten Personen für Immissionsschutz, Anlagensicherheit und Gewässerschutz sowie Abfallwirtschaft.
Im Folgenden sollen einige Aspekte des Umweltrechts, unter besonderer Berücksichtigung der Aktivitäten zur Schaffung eines Umweltgesetzbuches (UGB) beleuchtet werden, soweit sich aus diesem betriebliche Bezüge ableiten lassen. Gefragt wird nach der Relevanz für Ausfüllung des Kooperationsgebotes nach § 10 Satz 3 ASiG.
Werden die Dinge nämlich näher betrachtet, wird die ausgeprägte Spezialisierung beider Gebiete, d.h. des betrieblichen Arbeitsschutzes und des betrieblichen Umweltschutzes schnell deutlich. Vermutet werden zu Recht Gemeinsamkeiten z.B. bei der Anlagensicherheit, beim Gefahrstoffmanagement sowie beim Brand- und Explosionsschutz und hierauf beziehen sich auch viele Beispiele für eine organisationsbezogene Kooperation. 
Aber wie weit gehen diese Gemeinsamkeiten in Bezug auf eine Aufgabenkooperation oder gar –integration, und kann man dies auch für die Umwelthaftung (zivilrechtlich und auch – bezogen auf Umweltschäden - öffentlich-rechtlich), die Genehmigungsverfahren bei überwachungsbedürftigen Anlagen im Immissionsschutz oder das Abfall-, Boden- und Wasserrecht annehmen, sofern hierbei betriebliche Zusammenhänge berührt sind? 
Zudem ist eine umweltadäquate Wertschöpfung nicht nur eine Frage besonders umweltgefährdender Produktionsprozesse wie z.B. bei genehmigungsbedürftigen Anlagen. Ziel des UGB soll nämlich u.a. die Förderung einer dauerhaft umweltgerechten Entwicklung durch eine nachhaltige Nutzung von Umweltgütern sein (vgl. § 2 Abs. 2 UGB-RefE). Dieses Prinzip gilt auch für Betriebe, deren Wertschöpfung nicht auf der Verwendung gefährlicher Stoffen oder der Durchführung gefährlicher Prozesse beruht und die daher z.B. keine Umweltbeauftragten bestellen müssen. Vergleichbares gilt auch nach derzeitigem Rechtsstand für nicht genehmigungsbedürftige Anlagen (vgl. § 1 Abs. 1 BImSchG) und z.B. die Produktverantwortung im Abfallrecht (vgl. § 22 KrW-/AbfG). So wird insbesondere eine ressourcen- und vor allem energieeffiziente Gestaltung des Betriebes und damit verbunden auch der betrieblichen Arbeitsbedingungen eine immer größere Bedeutung erhalten.
Die gilt im Übrigen auch – mit Blick auf die Geräte- und Produktsicherheit - für eine umweltgerechte Produktgestaltung. Mit der Richtlinie 2005/32/EG zur Schaffung eines Rahmens für die Festlegung von Anforderungen an die umweltgerechte Gestaltung energiebetriebener Produkte (EuP-Richtlinie oder Ökodesign-Richtlinie) hat die Europäische Kommission erstmals die Anforderungen des Ökodesigns explizit verankert
.
Auch für diese beiden, zuletzt genannten Bereiche stellt sich die Frage des Nutzens einer Kooperation zwischen betrieblichem Umwelt- und dem betrieblichem Arbeitsschutz.
……………………………………
4. Zur Systematik des Umweltrechts: Auf dem Weg zu einem Umweltgesetzbuch?
Das deutsche Umweltrecht ist derzeit sehr komplex und unübersichtlich gestaltet. Ähnlich, wie es vor einem Vierteljahrhundert für das damalige Arbeitsschutzrecht von HERSCHEL formuliert worden ist, kann von einen „ungeordnetem Konglomerat buntscheckiger Normen“ gesprochen werden
. Es wird zudem seit geraumer Zeit in zunehmendem Maß durch das europäische Umweltrecht bestimmt. 

Während bezogen auf das Arbeitsschutzrecht von einer nachholenden und sukzessiven Neuordnung gesprochen werden kann (Vorrang für staatliches Recht und Regelsetzung, Anpassung und Minimierung von Unfallverhütungsvorschriften, faktische Durchsetzung des Primats der Eigenverantwortung)
, ist derartiges im Umweltrecht bislang nicht zu erkennen gewesen.
Im Zuge der Förderalismusreform 2006 wurde aber die bislang ungenutzte Chance zur Schaffung eines Umweltgesetzbuches (UGB) vergrößert, was diesen Zustand verändern könnte. Das Zeitfenster dafür steht grundgesetzlich bis 1.1.2010 offen
. Seit dem 27.11.2007 liegen auf der Homepage des BMU Referentenentwürfe vor: für 6 Bücher eines UGB, sowie eine Umweltgesetzbuch-Vorhabenverordnung und eine Umweltbeauftragtenverordnung (Stand: 12/2007; vgl. zur Diskussion umfassend www.umweltgesetzbuch.org sowie www.umweltgesetzbuch.de). Dazu wird noch ein UGB-Einführungsgesetz kommen.
……………………………………..
5. Fazit und Ausblick

……………………………………..
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[Beispiel für Monographien]

PIEPER, R.: Das Arbeitsschutzrecht in der deutschen und europäischen Arbeits- und Sozialordnung, Bremerhaven, NW-Verlag, 1998

[Schreibweise in Fußnoten: PIEPER, R., 1998, S. xxx]
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� HELMS, U., 1999


�. So kann die Tatsache, dass ein Sicherheitsingenieur die Aufgaben eines z.B. Immissionsschutzbeaufragten neben denen der Fachkraft für Arbeitssicherheit erfüllt, noch nicht als Hinweis für eine aufgabenbezogene Kooperation oder Integration verstanden werden. Hinzukommen muss, dass es tatsächliche, arbeitssystembezogene Naht- und Schnittstellen zwischen betrieblichem Arbeits- bzw. Umweltschutz gibt. KLOEPFER, 2007 § 6 Rn. 268 richt in diesem Zusammenhang davon, dass im Arbeitsschutzrecht, „die historische Verbindung zum übergreifenden Gesundheits- und Umweltschutz bisweilen in Vergessenheit gerät“.


�. Vgl. � HYPERLINK "http://www.umweltbundesamt.de/produkte/oekodesign/index.htm" ��www.umweltbundesamt.de/produkte/oekodesign/index.htm� (Zugriff am 12.10.2007)


�. Vgl. auch KAHL, W., 2007


�. Die Mitte der 1990er Jahre unternommenen Versuche zur Schaffung eines Arbeitsschutzgesetzbuches bzw. eines Arbeitsschutzrahmengesetzes sind bekanntlich auf der politischen Strecke geblieben (vgl. PIEPER, R., 1998),


�. Für das Verfahrensrecht nur bis 31.12.2008; vgl. Art. 125b GG
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